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Die politische Lage in Deutschland   
Haushaltspolitik bleibt auf Kurs 

Sterbebegleitung statt  Lebensbeendigung 

Griechenland hat am vorvergangenen Wo-
chenende die Verhandlungen mit den Institu-
tionen und der Eurogruppe abgebrochen und 
völlig überraschend ein Referendum ange-
kündigt. Damit hat die griechische Regierung 
Europa und vor allem die eigene Bevölke-
rung in eine schwierige Situation gebracht. 
Tagelang haben die Verantwortlichen in 
Brüssel darum gerungen, für Griechenland 
eine Lösung zu finden, die mit den Regeln 
Europas vereinbar ist. Die griechische Regie-
rung hat aber offensichtlich immer darauf ge-
setzt, Geld zu erhalten, ohne Bedingungen o-
der Verpflichtungen erfüllen zu müssen. 
Dass dies nicht geht, musste der Regierung 
schon mit Blick auf die Grundsätze des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) klar gewe-
sen sein. 

Griechenland hat die Verantwortung für die 
jetzt entstandene Lage zu tragen. Nun liegt 
das Ergebnis des Referendums vor: Die grie-
chische Bevölkerung hat sich mehrheitlich für 
eine Ablehnung der Sparforderungen ausge-
sprochen. Bundeskanzlerin Angela Merkel 
wird heute Nachmittag nach Paris reisen um 
mit Präsident François Hollande eine ge-
meinsame Bewertung der Situation nach 
dem griechischen Referendum vorzuneh-
men. Die Kanzlerin hat immer wieder betont, 
dass die Stabilität der Eurozone keinen 
Schaden nehmen dürfe und die Tür für Ver-
handlungen immer offen war und auch 
bleibe, da man dies den Menschen in Grie-
chenland und Europa schuldig sei. 

Für Europa ist dies eine traurige Situation. 
Aber Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang 
Schäuble hat Recht, wenn er darauf verweist, 
dass nicht das Einhalten sondern das Ver-
letzten von Regeln Europa gefährdet. Die 
verhaltene Reaktion der Märkte zeigt, dass 

die Rettungsprogramme in Europa gewirkt 
haben. Europa kann diese Situation jetzt viel 
besser verkraften, weil wir viel erreicht ha-
ben. Noch vor den Rettungsprogrammen und 
den Stabilisierungsmaßnahmen hätte eine 
Entscheidung wie jetzt in Griechenland 
enorme Eruptionen auslösen können.  

In der vergangenen Woche sind in Tunesien, 
Kuwait und Frankreich brutale Terroran-
schläge verübt worden, denen viele Men-
schen zum Opfer gefallen sind. Uns allen 
sollte klar sein, dass man derartige Angriffe 
nicht durch Wegsehen oder gar Nachgeben 
verhindern kann. Dem Terror muss mit ent-
schiedenen Maßnahmen begegnet werden. 
In unserem Land haben wir mit einer besse-
ren Ausstattung und Zusammenarbeit unse-
rer Sicherheitsbehörden reagiert – nicht zu-
letzt durch die Gesetzesbeschlüsse dieser 
Woche, mit denen wir die Kooperation der 
Verfassungsschutzbehörden von Bund und 
Ländern verbessert haben.  

Umso verwunderlicher ist so mancher Dis-
kussionsbeitrag, der die Zusammenarbeit 
der Behörden ausgerechnet beim Kampf ge-
gen international operierende Verbrecher-
netzwerke für demokratiefeindlich hält. Das 
Gegenteil ist richtig: unsere Freiheit ist in al-
lererster Linie durch den Terror bedroht. Des-
wegen dürfen wir unsere Nachrichtendienste 
und Sicherheitsbehörden nicht ohne die not-
wendigen rechtlichen Instrumente lassen. 
Um sich gegen den islamistischen Terror zur 
Wehr zu setzen, braucht es eine noch inten-
sivere internationale Zusammenarbeit, ge-
rade auch der Nachrichtendienste. 

Das Kabinett beschloss in dieser Woche die 
Entwürfe für den Bundeshaushalt 2016 und 
für den Finanzplan für 2015 bis 2019. Die 
„schwarze Null“ von 2014 und 2015, also der 
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ausgeglichene Bundeshaushalt ohne Neu-
verschuldung, wird damit auch in den Jahren 
2016 bis 2019 fortgeschrieben. Mit dem Ka-
binettbeschluss setzt die Bundesregierung 
starke Signale, die sich nahtlos in unsere 
Strategie des Wachstums auf der Basis soli-
der Staatsfinanzen einfügen.  

Die Ausgaben des Bundes sollen im kom-
menden Jahr um 10,5 auf 312 Mrd. Euro an-
gehoben werden. Dies wird möglich durch 
weiter steigende Steuereinnahmen. Die Ak-
zente bei den Ausgaben liegen auf der Um-
setzung des Zehn-Milliarden-Euro-Pakets für 
wichtige Zukunftsinvestitionen sowie der 
Stärkung der Entwicklungszusammenarbeit 
und der inneren Sicherheit. Vollständig be-
rücksichtigt sind auch die steuerlichen Ent-
lastungen von über 5 Mrd. Euro durch die An-
hebung des Grundfreibetrags, des Kinder-
freibetrags, des Kindergeldes, des Kinderzu-
schlags, des Alleinerziehendenfreibetrags 
und der Milderung der kalten Progression 
durch Verschiebung der Tarifgrenzen. Mögli-
che Ausfälle aus den Hilfskrediten für Grie-
chenland brauchen weder im Haushalt 2016 
noch im anstehenden Finanzplanungszeit-
raum eingeplant zu werden, da die Tilgung 
ohnehin erst für die Jahre 2020 bis 2057 vor-
gesehen ist. 

Ein bedeutsames Thema war in dieser Wo-
che die Frage, wie wir rechtlich mit Beihilfe 
zur Selbsttötung umgehen, beschäftigt den 
Deutschen Bundestag schon seit einiger Zeit. 
In dieser Wahlperiode haben wir uns darauf 
verständigt, diese Frage zur Entscheidung zu 
bringen. Die entsprechenden Gruppenan-
träge dazu liegen nun vor und sind in dieser 
Woche in die erste Lesung gegangen. Wir 
haben in unserer Fraktion die wesentlichen 
Argumente bereits auch im Rahmen einer 
fraktionsoffenen Sitzung im September 2014 
intensiv diskutiert. Wir werden diese wichtige 
ethische Frage mit dem angemessenen 
Ernst und vor allem in Bewusstsein der Sor-
gen der unheilbar Kranken in unserem Land 
und ihrer Angehörigen in Ruhe und mit 
Würde führen. Die zweite und dritte Lesung 
der Gruppenanträge wird dann im Herbst 
stattfinden. 

Untrennbar mit der Union verbunden ist ein 
Jubiläum, das wir in dieser Woche feiern 
konnten: Ab dem 1. Juli 1990 konnten die 
Menschen in der DDR mit der D-Mark zahlen. 
Auch Gehälter und Renten wurden bereits 
vor Herstellung der staatlichen Einheit auf die 
gemeinsame Währung umgestellt.  

Dass die Währungsunion schon vor der Wie-
dervereinigung der beiden deutschen Staa-
ten vorgenommen wurde, hatte Bundeskanz-
ler Helmut Kohl bereits im Februar 1990 be-
schlossen. Dass es politisch richtig war, 
diese Entscheidung so zu treffen, bringt ein 
Satz aus dem Wendejahr 1990 auf den 
Punkt: „Entweder die D-Mark kommt zu uns 
oder wir kommen zur D-Mark.“ Nach dem 
Ende des menschenverachtenden und tod-
bringenden Grenzregimes der SED zeigten 
viele DDR-Bürger, was sie von dem Ergebnis 
jahrzehntelanger Misswirtschaft hielten. Um 
die mit dem massenhaften Auszug aus der 
Mangelwirtschaft drohenden Verwerfungen 
aufzufangen, musste ein klares und vor allem 
rasches Zeichen gesetzt werden.  

Die Währungsunion hat wesentlich dazu bei-
getragen, dass die Wiedervereinigung gelin-
gen konnte. Auf ihr konnte eine Wirtschafts- 
und Sozialunion aufbauen und für geregelte 
wirtschaftliche und soziale Verhältnisse in 
Ost und West sorgen. Ohne die Union wäre 
dieser Erfolg undenkbar gewesen. 

Die Woche im Parlament  

Situation nach dem Auslaufen des Finanz-
hilfeprogramms für Griechenland. Statt der 
vereinbarten Debatte zur Gestaltung des de-
mografischen Wandels diskutierten wir am 
Mittwoch über die Situation in Europa, nach-
dem das zweite Hilfsprogramm für Griechen-
land ergebnislos ausgelaufen ist. Europa fußt 
auf Vertrauen und Solidarität und lebt davon, 
auch in schwierigen Situationen Kompromisse 
zu finden. Werte und Grundprinzipien dürfen 
dabei nicht verloren gehen, das haben die Eu-
ropartner deutlich gemacht. Wir sind gegen ein 
Scheitern des Euros und damit Europas we-
sentlich besser gerüstet als früher. Unser Ziel 
bleibt zudem, aus jeder Krise gestärkt heraus-
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zufinden. Solidarität und eigene Anstrengun-
gen sind das Fundament, auf dem wir gemein-
sam handeln. 

Sterbebegleitung. Am Donnerstag wir in 1. 
Lesung die Neuregelung der Sterbebegleitung 
beraten. Dazu liegen fraktionsübergreifend er-
arbeitete Gruppenentwürfe vor, die wir nach 
der Debatte zur weiteren Beratung in die Aus-
schüsse überweisen wollen. 

Gesetz zur Reform der Struktur der Kran-
kenhausversorgung (Krankenhaus-Struk-
turgesetz – KHSG). Das Gesetz, welches wir 
in 1. Lesung beraten haben, legt die Eckpunkte 
einer umfassenden Krankenhausreform fest. 
Wir führen die Qualität als weiteres Zielkrite-
rium bei der Krankenhausplanung ein und stär-
ken die Qualitätssicherung in der stationären 
Versorgung. Zur Verbesserung der unmittelba-
ren pflegerischen Patientenversorgung richten 
wir ein Pflegestellenprogramm ein, das in den 
Jahren 2016 bis 2018 insgesamt mit bis zu 660 
Mio. Euro ausgestattet wird. Darüber hinaus 
entwickeln wir die Krankenhausführung durch 
zahlreiche zielgenaue Maßnahmen weiter und 
verlagern die Mengensteuerung von den Län-
dern auf die einzelnen Krankenhäuser. Ein mit 
einmalig 500 Mio. Euro aus der Liquiditätsre-
serve des Gesundheitsfonds ausgestatteter 
Strukturfonds soll zudem die Versorgungs-
strukturen verbessern. 

Gesetz zur Reform des Wohngeldrechts 
und Änderung des Wohnraumfördergeset-
zes (WoGRefG). In 2./3. Lesung wir das Ge-
setz beschlossen, mit dem das Leistungsni-
veau des Wohngeldes angehoben wird. Ein-
kommensschwache Haushalte werden damit 
angesichts der zunehmenden regionalen Eng-
pässe auf dem Wohnungsmarkt sowie der stei-
genden Mieten und Heizkosten schnell, wir-
kungsvoll und treffsicher entlastet. Insbeson-
dere Bürger mit niedrigen Renten sowie kurz-
fristig Arbeitslose profitieren von der Reform. 

Aufarbeitung von Fällen des sexuellen Kin-
desmissbrauchs sicherstellen. Mit unserem 
Antrag unterstreichen wir die Notwendigkeit, 
alle Fälle sexuellen Missbrauchs, insbeson-
dere an Kindern und Jugendlichen, aufzuklären 
und aufzuarbeiten. Diese Aufarbeitung soll 
durch eine Kommission beim Unabhängigen 
Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindes-

missbrauchs der Bundesregierung sicherge-
stellt werden. Erinnert sei in diesem Zusam-
menhang daran, dass sich die von den Grünen 
(mit-)regierten Länder an dem 100-Mio.-Euro-
Fonds „Sexueller Missbrauch“ bislang lediglich 
in Form von Absichtserklärungen beteiligt ha-
ben - obwohl die Grünen ihre institutionelle Ver-
strickung in sexuellen Kindesmissbrauch zuge-
ben mussten. 

Gesetz zur Neubestimmung des Bleibe-
rechts und der Aufenthaltsbeendigung. Mit 
dem Gesetzentwurf, den wir in 2./3. Lesung be-
raten haben, schaffen wir die im Koalitionsver-
trag vereinbarte Grundlage dafür, dass seit 
acht Jahren in Deutschland lebende Zuwande-
rer, die für ihren Lebensunterhalt weitgehend 
selbst aufkommen und eine anerkannte Integ-
rationsleistung erbracht haben, ein Bleiberecht 
erhalten. Zudem werden die Möglichkeiten für 
legale Aufenthalte für gut integrierte ausländi-
sche Jugendliche weiter verbessert und ein 
Duldungstatbestand für Ausländer geschaffen, 
die eine Ausbildung absolvieren. Gleichzeitig 
soll das dreistufige Ausweisungsrecht durch 
eine Ausweisung nach Abwägung von Bleibe- 
und Ausweisungsinteressen unter Berücksich-
tigung aller Umstände des Einzelfalls ersetzt 
werden. Verschiedene Neuregelungen zur Er-
leichterung des Vollzugs aufenthaltsrechtlicher 
Entscheidungen ergänzen diese Neuordnung. 
Schließlich wird nach dem Abschluss einer Pi-
lotphase für die Neuansiedlung von Schutzsu-
chenden (Resettlement) eine eigenständige 
Rechtsgrundlage hierfür geschaffen. 

Gesetz zur Änderung des Fischetikettie-
rungsgesetzes und des Tiergesundheitsge-
setzes. In 2./3. Lesung erweitern wir gemäß ei-
ner EU-Verordnung die Kennzeichnungsvor-
schriften für Erzeugnisse der Fischerei und der 
Aquakultur. Für eine bessere Verbraucherinfor-
mation werden künftig die Fanggebiete, die 
Herkunft von Erzeugnissen der Binnenfischerei 
und der Aquakultur und die Fanggeräte-Kate-
gorien angegeben. Darüber hinaus schließen 
wir eine derzeit bestehende Lücke im Tier-
gesundheitsgesetz. Verstöße gegen das Ver-
bot des innergemeinschaftlichen Verbringens, 
der Ein- oder Ausfuhr von Tieren, Teilen von 
Tieren oder tierischen Erzeugnissen können 
demnach insbesondere beim Auftritt leicht 
übertragbarer Tierseuchen künftig mit einem 
Bußgeld geahndet werden. 
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Energiesteuerermäßigung für Erd- und 
Flüssiggas über 2018 hinaus verlängern. Im 
Koalitionsvertrag ist als nicht prioritäre Maß-
nahme vereinbart, die bis Ende 2018 befristete 
Energiesteuerermäßigung für Autogas und 
Erdgaskraftstoff zu verlängern. Die Vereinba-
rung dient auch dem Ziel, eine Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen zu erreichen. Mit un-
serem Antrag fordern wir die Bundesregierung 
auf, bis zum 15. Dezember 2015 über das vor-
läufige Ergebnis des Forschungsvorhabens zur 
Entwicklung der Energiesteuereinnahmen im 
Kraftstoffsektor und zu Überlegungen über 
steuerliche und andere Fördermaßnahmen zur 
mittelfristigen Erhöhung des Marktanteils von 
Erd- und Flüssiggaskraftstoff zu berichten. Au-
ßerdem soll spätestens im Frühjahr 2016 ein 
Gesetzentwurf über die Verlängerung der 
Energiesteuerermäßigung von Erd- und Flüs-
siggaskraftstoffen einschließlich einer validen 
Gegenfinanzierung vorgelegt werden. 

Gesetz zur Entlastung insbesondere der 
mittelständischen Wirtschaft von Bürokra-
tie (Bürokratieentlastungsgesetz). Wir ha-
ben in 2./3. Lesung das Gesetz beraten und be-
schlossen, mit dem wir insbesondere mittel-
ständische Unternehmen von diversen Auf-
zeichnungs- und Meldepflichten entlasten. Ins-
gesamt sollen die Bürokratiekosten der Wirt-
schaft um rund 744 Mio. Euro pro Jahr sinken.  

Gesetz zur Verbesserung der Zusammenar-
beit im Bereich des Verfassungsschutzes. 
Mit dem Gesetz, das wir in 2./3. Lesung bera-
ten und beschlossen haben, setzen wir we-
sentliche Empfehlungen des NSU-
Untersuchungsausschusses um. Die Zentral-
stellenfunktion des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz wird gestärkt, indem die Landes-
ämter unterstützt und die Zusammenarbeit ko-
ordiniert und alle relevanten Informationen im 
gemeinsamen Verbundsystem NADIS zusam-
mengeführt werden. So wird der Entstehung 
von Informationsinseln vorgebeugt. Mit den Ab-
frage- und Zugriffsregelungen sowie der Voll-
protokollierung werden die Datenschutzbe-
lange berücksichtigt. Darüber hinaus wird ein 
klarer Rahmen für den weiterhin möglichen 
Einsatz von V-Leuten zur Informationsgewin-
nung gesetzt, indem etwa Kriterien für zulässi-
ges „szenetypisches Verhalten“ oder den Ein-
satzbereich festgelegt werden.  

Daten und Fakten 

Folgen von Wohnungseinbrüchen. Nach ei-
ner Befragung von rund 1.400 Opfern vollende-
ter oder versuchter Wohnungseinbrüche in 
Berlin, Bremerhaven, Hannover, München und 
Stuttgart fühlen sich 46,5% der Betroffenen 
auch noch ein Jahr nach der Tat in ihrer ge-
wohnten Umgebung unsicher. 42,2% berichten 
von Macht- und Hilflosigkeit oder Angst sowie 
Schlafstörungen als langfristige Konsequenz 
des Einbruchs. Verhaltensveränderungen nach 
der Tat sind insbesondere im Bereich des Si-
cherheits- und Präventionsverhaltens festzu-
stellen. So haben zwei Drittel der Befragten 
nach dem Einbruch Sicherheitstechniken neu 
installiert, vor allem zur Sicherung von Türen 
und Fenstern. Im Mittel wurden dafür zusätzlich 
500 Euro ausgegeben. Die Sicherung von 
Wohnungen verhindert nachweislich Einbrü-
che: Waren Wohnungen mit Sicherheitstechnik 
ausgestattet, so gelangten die Täter in nur 
64,6% der Fälle auch tatsächlich in die Woh-
nung. Gab es keine Sicherheitstechnik, so 
konnten sie den Wohnungseinbruch dagegen 
in 81% der Fälle vollenden. (Quelle: Kriminolo-
gisches Forschungsinstitut Niedersachsen 
e.V.) 
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